
E-Mail Account, fehlender Briefkasten oÄ).52 Dabei kommt
es nicht auf sein Verschulden an. Nach heute überwiegender
Auffassung53 gilt jedoch mit einem einmaligen (erfolglosen)
Zustellungsversuch eine Erklärung noch nicht als zugegangen,
gleichviel, ob die Mitteilung nicht, unleserlich oder unvoll-
ständig ankommt.54 Vielmehr muss der Erklärende alles ihm
Zumutbare und Erforderliche unternehmen, um die Willens-
erklärung in den Machtbereich des Erklärungsempfängers zu
verbringen. Unter Umständen kann dies mehrere und auch
ungewöhnliche Zustellungsversuche einschließen. Trifft die
Erklärung beim Empfänger schließlich ein, muss sich dieser,
selbst wenn sie verfristet ist, nach dem Grundsatz von Treu
und Glauben (§ 242 BGB) so behandeln lassen, als wäre sie
pünktlich und fristgerecht zugegangen.55

2. Berechtigte/unberechtigte Zugangsvereitelung
Verweigert der Erklärungsempfänger den Zugang der Willens-
erklärung (vorsätzlich), ist für die Frage des Zugangszeit-
punktes maßgeblich, ob eine berechtigte oder unberechtigte
Zugangsvereitelung vorliegt. Hierfür ist entscheidend, ob ein
Rechtfertigungsgrund zur Verweigerung der Annahme exis-
tiert oder nicht. Im Rahmen der berechtigten Zugangsverwei-
gerung ist zulasten des Erklärenden kein Zugang und mithin
auch keine Wirksamkeit der Willenserklärung gegeben. Der
Erklärungsempfänger ist bspw. zur Verweigerung berechtigt,
wenn er Strafporto zahlen oder sich beleidigenden Äußerun-
gen aussetzen müsste.56 Liegen keinerlei derartige rechtfer-
tigende Umstände vor, geht dies im Fall einer Vereitelung stets
zulasten des Empfängers, wobei die Erklärung ihm nach all-

gemeinen Grundsätzen in dem Moment zugeht, in dem mit
Kenntnisnahme zu rechnen war.57 Der Erklärende wird daher
in diesen Fällen zugleich von der Obliegenheit eines (erneu-
ten) Zustellversuchs entbunden.

B. ZUSAMMENFASSUNG
1. Bei der Beurteilung des Zugangszeitpunktes einer Wil-

lenserklärung ist zwingend die Unterscheidung vor-
zunehmen, ob dieser gegenüber einer abwesenden oder
anwesenden Person erfolgen soll. Für beide Sachverhalte
gilt § 130 BGB (in direkter oder entsprechender An-
wendung).

2. Werden bei dem Zugang einer Willenserklärung Mittels-
personen eingeschaltet, hängt der maßgebliche Zeit-
punkt des Zugangs davon ab, ob der Dritte Empfangs-
vertreter oder Empfangsbote ist.

3. Für den Zugang einer Willenserklärung gegenüber Ge-
schäftsunfähigen und Minderjährigen ist § 131 II, III
BGB als lex specialis zu § 130 I 1 BGB zu beachten.

4. Bestehen bei dem Zugang einer Willenserklärung Hin-
dernisse, so ist der Zugangszeitpunkt anhand der Risi-
kosphären von Erklärendem und Erklärungsempfänger
im jeweiligen Einzelfall zu ermitteln.

52 Brox/Walker (Fn. 20) § 7 Rn. 158.
53 Medicus/Petersen, Bürgerliches Recht, 21. Aufl. 2007, § 4 Rn. 50 f.
54 Köhler (Fn. 6) § 6 Rn. 18.
55 Brox/Walker (Fn. 20) § 7 Rn. 159.
56 Rüthers/Stadler (Fn. 9) § 17 Rn. 57.
57 Brox/Walker (Fn. 20) § 7 Rn. 157.
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& SACHVERHALT
Frau Kobold (K) aus Dresden ist für ihre neu angemietete Luxuswohnung in einer Jugend-
stilvilla in dem Stadtteil Striesen auf der Suche nach einem exklusiven Kronleuchter für ihr
Speisezimmer. Zu diesem Zweck betritt sie das Einrichtungshaus des Veinhoff (V) in Hannover.
In dem Einrichtungshaus selbst findet sie nichts Passendes. Als Ihr V daraufhin einige Kataloge
italienischer Lampendesigner zeigt, findet sie Gefallen an einem Kronleuchter der Serie „Mura-
no Art“ des Herstellers Lampedusa. K bestellt einen Kronleuchter dieser Serie zu einem Preis
von 1.800 EUR, wobei V ihr sagt, um die Lieferung müsse sie sich nicht sorgen, diese sei im
Preis inbegriffen und erfolge durch ihn „frei Haus“. Als der bestellte Kronleuchter nach einigen
Wochen bei V eintrifft, ruft dieser K an und man verabredet als Liefertermin Dienstag, den
19.7.2011, nachmittags um 16.00 Uhr. Am Dienstagmorgen macht sich Ansgar (A), ein Ange-
stellter des V, mit dem Kronleuchter auf den Weg zu K und erreicht die Jugendstilvilla in
Striesen um 16.00 Uhr. Allerdings trifft A die K nicht an, da diese, wie sich später herausstellt,
wegen eines heftigen Migräneanfalls den ärztlichen Notdienst aufsuchen musste. A wartet eine
gute Viertelstunde vor der Eingangstür der Jugendstilvilla, bevor er den Entschluss fasst, die
Rückfahrt nach Hannover anzutreten. Während A mit dem Kronleuchter in der Hand die
hoheitliche Eingangstreppe vor der Jugendstilvilla herabschreitet, nimmt er einen Anruf an

* Der Autor Schwarze ist Inhaber des Lehrstuhls für Zivilrecht, Arbeitsrecht und Zivilprozessrecht an der Leibniz Universität
Hannover. Die Autorin Sander ist wiss. Mitarbeiterin und Doktorandin an diesem Lehrstuhl.
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seinem Mobiltelefon entgegen und schaut deswegen nicht auf die vor ihm liegende Steintreppe.
Auf der letzten Treppenstufe der Steintreppe bleibt A an einem etwas herausragenden Stein
hängen und stürzt. Der Stein ragt aus der Treppe heraus, da der Vermieter der K Machens (M),
der am Vormittag Unebenheiten der Treppe ausgleichen wollte, diesen Stein aus Unachtsamkeit
nicht ordnungsgemäß abklopfte. Bei dem Sturz wird der Kronleuchter komplett zerstört.
Darüber hinaus zieht sich A eine Platzwunde am Kopf zu. Diese Platzwunde muss im
Krankenhaus genäht werden, was Behandlungskosten in Höhe von 500 EUR verursacht.

V verlangt Zahlung in Höhe von 1.800 EUR von K. K fragt sich hingegen, ob sie sich,
soweit ein Zahlungsanspruch des V besteht, an M schadlos halten kann. A begehrt
darüber hinaus den Ersatz der Behandlungskosten in Höhe von 500 EUR von M und K.
Zu Recht?

& LÖSUNG

1. TEIL: ANSPRÜCHE DES V GEGEN K

A. V GEGEN K AUF ZAHLUNG DES KAUFPREISES IHV 1.800 EUR FÜR DEN KRONLEUCH-
TER AUS KAUFVERTRAG GEM. § 433 II BGB

V könnte gegen K einen Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises für den Kronleuchter aus dem
Kaufvertrag gem. § 433 II BGB iHv 1.800 EUR haben.

I. Entstehung des Anspruchs
Ein Anspruch des V müsste entstanden sein. V und K einigten sich gem. §§ 145 ff. BGB auf die
Lieferung eines Kronleuchters der Serie „Murano Art“ des Lampendesigners Lampedusa zum
Preis von 1.800 EUR und schlossen somit einen Kaufvertrag gem. § 433 BGB. Damit ist ein
Anspruch des V auf Zahlung des Kaufpreises Zug um Zug (§ 320 BGB) gegen Lieferung eines
Kronleuchters aus dem Kaufvertrag gem. § 433 II BGB entstanden.

II. Fortfall des Anspruchs gem. § 326 I 1 BGB
Der Anspruch des V auf Kaufpreiszahlung aus dem Kaufvertrag gem. § 433 II BGB könnte
gem. § 326 I 1 BGB wegen Unmöglichkeit der Leistung (§ 275 I BGB) entfallen sein.

1. Gegenseitigkeit des Vertrages und der Leistungspflichten
§ 326 I BGB trägt dem konditionellen Synallagma der Austauschbeziehungen Rechnung, setzt
also Gegenseitigkeit des Vertrages (vgl. Titelüberschrift vor §§ 320 ff. BGB) und der betreffen-
den Leistungspflichten (Staudinger/Otto, BGB, Neubearbeitung 2009, § 320 Rn. 15) voraus.
Beides ist vorliegend gegeben, da es sich um die Hauptleistungspflichten aus einem Kauf-
vertrag handelt.

2. Wegfall der Leistungspflicht infolge nachträglicher objektiver Unmöglichkeit der
Leistung gem. § 275 I Alt. 2 BGB

Die Leistungspflicht des V, die Übergabe und Übereignung der Kaufsache gem. § 433 I 1 BGB,
könnte indessen gem. § 275 I BGB entfallen sein, wenn die Herbeiführung des geschuldeten
Leistungserfolges für V oder jedermann unmöglich geworden ist. In Betracht kommt hier die
nachträgliche objektive Unmöglichkeit gem. § 275 I Alt. 2 BGB. Dafür müsste V der K zum
Zeitpunkt der Zerstörung des Kronleuchters genau diesen Kronleuchter geschuldet haben, es
sich mithin um eine Stückschuld gehandelt haben. Das wiederum hängt von einer genaueren
Bestimmung der den V treffenden Leistungspflicht ab.

a) Inhalt der Schuld
Ob die Leistungspflicht unmöglich geworden ist, richtet sich nach dem Inhalt der Schuld, also
danach, ob eine Stückschuld oder eine Gattungsschuld gem. § 243 I BGB vorliegt. Welche Art
von Schuld vorliegt, ist durch Auslegung der Parteiabrede gem. §§ 133, 157 BGB zu ermitteln
(Staudinger/Schiemann, BGB, Neubearbeitung 2009, § 243 Rn. 7).
aa) Gattungsschuld gem. § 243 I BGB. Ursprünglich schuldete V einen Kronleuchter aus
der Serie „Murano Art“ des Lampendesigners Lampedusa, also einen Kronleuchter aus einer
Gattung gem. § 243 I BGB. Zu einer Gattung iSd § 243 I BGB gehören alle Gegenstände, die
durch gemeinschaftliche Merkmale, dh durch ihre natürlichen, technischen oder wirtschaftli-
chen Eigenschaften gekennzeichnet sind und sich gerade durch diese von anderen Gegen-
ständen unterscheiden (MüKoBGB/Emmerich, Münchener Kommentar zum BGB,
5. Aufl. 2007, § 243 Rn. 5). Da der Leistungsgegenstand von den Parteien nur nach allgemei-
nen Merkmalen bestimmt wurde und nicht die gesamte Gattung der Kronleuchter aus der
Serie „Murano Art“ des Lampendesigners Lampedusa zerstört wurde, ist die Leistung nach

Synallagma
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